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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

der Krieg in der Ukraine macht uns im geschäftsfüh-

renden Vorstand fassungslos. Die schrecklichen Bil-

der aus den Kriegsgebieten und das unfassbare Leid 

der ukrainischen Bevölkerung sind für uns nur schwer 

zu ertragen. Wir empfinden das Bedürfnis, nicht le-

diglich tatenlose Beobachtende zu bleiben, sondern 

im Rahmen unserer Möglichkeiten zu versuchen, in 

irgendeiner Form zumindest den Geflüchteten Hilfe zu 

leisten. Ob, in welchem Umfang und in welcher Form 

wollen wir noch festlegen, wozu wir bei der Bundes-

vorstandssitzung/Bundesvertreterversammlung des 

DRB Ende April auch noch ein Stimmungsbild des 

DRB und der anderen Landesverbände einholen wol-

len. Wir werden berichten.

Warum und weshalb sich eine Mitgliedschaft in unse-

rem Verband früher wie heute lohnt, wird in zwei Bei-

trägen näher beleuchtet. Matthias Grewe lässt uns an 

seinen langjährigen Erfahrungen teilhaben und nimmt 

uns dabei in die sehr interessante frühere und jüngere 

Vergangenheit mit, an der wir auch einige beachtli-

che Erfolge unserer Verbandsarbeit erkennen können. 

Hieran anknüpfend gibt Hanna Kühl einen kurzen und 

prägnanten Überblick über einige unserer Tätigkeits-

felder sowie die Vorteile einer Mitgliedschaft in unse-

rem Verband.

Einem sehr spannenden und bislang wohl noch eher 

weniger beachteten Themenkomplex widmet sich 

Dietrich Brand in seinem Beitrag über den Zusam-

menhang zwischen richterlicher Unabhängigkeit und 

der IT-Infrastruktur. Er gibt einen informativen und 

plastischen Einblick in die zweifellos bedenkenswer-

ten Folgen und („Überwachungs-“)Möglichkeiten, die 

sich aus der immer mehr zunehmenden Digitalisie-

rung der Justiz durch die Nutzung von Computern 

und EDV ergeben. Mit diesem Thema und etwaigen 

gesetzlichen Verbesserungsmöglichkeiten werden wir 

 

 

uns in (näherer) Zukunft beschäftigen und hierbei die 

Interessen unserer Mitglieder und Berufsgruppen ver-

treten. 

Darüber hinaus stellen wir Ihnen unsere Kandidatin-

nen und Kandidaten für die bevorstehenden Präsidial- 

und Hauptstaatsanwaltsratswahlen vor, denen bereits 

an dieser Stelle hierfür ausdrücklich ein Dank ausge-

sprochen werden soll. Wir würden uns freuen, wenn 

auch Sie es den Kolleginnen und Kollegen sowie un-

serem Verband danken, indem Sie sich an der Wahl 

beteiligen und Ihre Stimme entsprechend abgeben.

Am Freitag, den 24. Juni 2022, soll in Freiburg unsere 

diesjährige Mitgliederversammlung stattfinden, die wir 

hoffentlich in präsenter Form werden abhalten kön-

nen. Wie Sie der entsprechenden Ankündigung und 

vorläufigen Tagesordnung entnehmen können, erwar-

ten uns gleichermaßen interessante wie spannende 

Themen und Vorträge. Seien Sie hierzu herzlich einge-

laden und unterstützen Sie unseren Verband wie un-

seren geschäftsführenden Vorstand gerne durch Ihre 

Teilnahme und ein möglichst zahlreiches Erscheinen.

Zu guter Letzt sei noch darauf hingewiesen, dass die 

bei der letzten Mitgliederversammlung beschlossene 

Namensänderung inzwischen formal vollzogen wur-

de und wir nunmehr unter „Deutscher Richterbund 

Baden-Württemberg – Verband der Richterinnen 

und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in 

Baden-Württemberg e. V. (DRB BW)“ auf- und in Er-

scheinung treten werden (Internet: www.drb-bw.de).

Ich wünsche Ihnen viel Freude bei der Lektüre und 

verbleibe mit besten Grüßen

Ihr Andreas Albrecht

(für den geschäftsführenden Vorstand)
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MITGLIEDSCHAFT

WARUM EIGENTLICH EINE MITGLIEDSCHAFT IN DIESEM VEREIN?

„WIR HATTEN SCHON LANGE KEINEN WINTER  

MEHR MIT RICHTIG ORDENTLICH SCHNEE –  

KÖNNTE DA DER DRB NICHT ETWAS MACHEN?“

Das Zitat aus der Überschrift ist eine Originalantwort 

aus einer Umfrage, die vor ca. 30 Jahren landesweit 

von unserem Verband durchgeführt wurde. Die Ant-

wort stammt von einem Kammervorsitzenden, der au-

genscheinlich keine besonderen Projekte vor Augen 

hatte, dem etwas mehr Schnee gereicht hätte. Und in 

der Antwort steckt auch die immer wieder auftretende 

Frage, warum man denn eigentlich Mitglied sein solle 

und was der Verein denn wirklich tue. 

In den vergangenen 30 Jahren war ich zehn Jahre 

Vorsitzender einer Bezirksgruppe und zehn Jahre Lan-

desvorsitzender, ich kann diesen Zeitraum daher gut 

überblicken. Was ist erreicht worden? Was haben wir 

getan, getan für die Mitglieder?

Zu Beginn dieser Zeit hieß die Justizministerin des 

Bundes Däubler-Gmelin (1998–2002). Sie brachte uns 

eine ZPO-Reform unter anderem mit einem Schwer-

punkt auf dem Einzelrichter, einem Zurückdrängen der 

Kammer. Der DRB insgesamt, aber auch unser Lan-

desverband, hatte sich sehr sorgfältig mit den Geset-

zesentwürfen auseinandergesetzt. Im Rahmen einer 

Klausurtagung des Gesamtvorstandes (geschäftsfüh-

render Vorstand plus Bezirks- und Fachgruppenvorsit-

zende) wurde aufwändig jede Änderung besprochen 

und eine Stellungnahme erarbeitet. Die Vorarbeiten 

hatte der damalige Präsident des Landgerichts Rott-

weil übernommen. Und im Rahmen einer öffentlichen 

Debatte in Tübingen, im Wahlkreis der Bundesjustiz-

ministerin, leitete der dortige Präsident und langjäh-

rige Vorsitzende unseres Verbandes eine Diskussion. 

Er war bekannt für seine Fröhlich- und Freundlichkeit, 

aber auch seine Bereitschaft, sachlich Dinge infrage 

zu stellen. Die Ministerin brach die Veranstaltung ab 

und verließ unvermittelt den Saal. Das offene Wort, 

die sachliche Diskussion und Eindeutigkeit gegenüber 

politischen Entscheidungsträgern wurden für mich als 

junger Richter und neues Mitglied in diesen Gremien 

zu einem Kern dieser Art von Interessenvertretung. Vor 

allem eines kennzeichnete die Arbeit: Keine einseitige 

Parteizugehörigkeit, keine besondere Rücksicht ge-

genüber einer bestimmten politischen Partei, eine gro-

ße fachliche Sorgfalt und eine breite Einbindung vieler.

Ab Dezember 2002 hieß die Justizministerin in Ba-

den-Württemberg für kurze Zeit Werwigk-Hertneck. 

Eine ihrer Ideen war die Zusammenführung von So-

zialgerichten. Dies stieß auf unseren erbitterten Wi-

derstand. Und diese Idee kam in den Folgejahren bei 

verschiedenen Politikern in Bund und Land mit un-

terschiedlicher Ausgestaltung immer wieder auf. Hier 

zeigte sich einerseits die Entschlossenheit des DRB 

und andererseits, wie wichtig es ist, sowohl im Bun-

desland als auch auf Bundesebene auf eine breite und 

vor allem solidarische Unterstützung zurückgreifen zu 

können. Das Ansinnen konnte damals und später er-

folgreich verhindert werden.

Einige Zeit später (ab April 2005) hieß der Minister-

präsident Oettinger. Dieser entwickelte die Idee, Leis-

tungsprämien einzuführen. Ein bestimmter Betrag 

sollte jedem Behördenleiter jährlich an die Hand ge-

geben werden, mit welchem er besondere Leistun-

gen zusätzlich honorieren konnte. Die Idee fand in 

manchen Bereichen der Beamtenschaft Anhänger, 

zum Teil auch in unserem Justizministerium. Der Ver-

ein der Richter und Staatsanwälte wandte sich sofort 

mit Nachdruck dagegen. Es gelang uns aufzuzeigen, 

dass die Unabhängigkeit der Justiz gefährdet ist, wenn 

dieses Projekt auf Staatsanwälte und Richter über-

tragen wird. Sollte der Staatsanwalt mit den meisten 

Anklagen in diesem Jahr besonders belohnt werden? 

Sollte eine Liste aufgestellt werden, welche Kammer 

die meiste Anzahl an Haftjahren ausurteilt? Sollte es 

Prämien geben für besonders viele Vergleiche? Aber 

der Verein beschränkte sich nicht darauf, nur irgend-

wie dagegen zu sein. Es war unser Verband, der ein 

alternatives Konzept erstellte. Mit den für die Sonder-

prämie vorgesehenen Mitteln sollten zusätzliche Stel-
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len geschaffen werden, z. B. Gruppenleiterstellen bei 

den Staatsanwaltschaften (heute EStA), aufgewertete 

Stellvertreterpositionen und weitere Abteilungsleiter- 

oder wauRi-Stellen. Es war unser Verband, der vor-

rechnete, wie ein neuer Stellenkegel aussehen könnte, 

und der dem Finanzministerium auch nachvollziehbar 

vermitteln konnte, dass wegen der Ruhegehaltsfä-

higkeit der zusätzlichen Stellen nicht der gesamte zur 

Verfügung stehende Betrag sofort ausgekehrt werden 

muss. Dieses schlüssige Konzept hat letztlich über-

zeugt. Eine Vielzahl von Kolleginnen und Kollegen im 

Land verdankt der damaligen Arbeit unseres Verban-

des diese – heute selbstverständlichen – Stellen.

Lange Zeit erschien es völlig normal, dass der Haupt-

staatsanwaltsrat bei Personalentscheidungen nicht 

mit den gleichen Kompetenzen ausgestattet ist wie 

der Präsidialrat. Konkret gesprochen war es das 

Vetorecht, das dem Hauptstaatsanwaltsrat fehlte. Die 

Mitwirkung fehlte aber nicht etwa einem Gremium, sie 

fehlte den Staatsanwältinnen und Staatsanwälten des 

gesamten Landes. Und auch wenn man uns immer 

das Bemühen um Einvernehmlichkeit versicherte: Die 

Wirkung einer Kontrollinstanz besteht schon in ihrer 

Existenz und der Möglichkeit einer Reaktion. Jeder, 

der schon einmal vor einem „Geschwindigkeits-Blit-

zer“ gebremst hat, weiß das. Es ist der Initiative un-

seres Verbandes zu verdanken, dass die Rechte des 

Hauptstaatsanwaltsrates erweitert wurden und dass 

es heute einen Staatsanwaltswahlausschuss gibt. 

Die Rechte der Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 

wurden in ganz besonderer Weise von diesem Ver-

band vorangetrieben und weiterentwickelt. Es ist ein 

vorbildliches System in Deutschland.

Mit der immer stärker werdenden Bedeutung von 

EDV-Programmen und der sich seinerzeit abzeichnen-

den elektronischen Akte wurde von vielen Kolleginnen 

und Kollegen beklagt, dass es keine Stufenvertretung 

bei uns gibt. Das intensive Mitwirkungsrecht im Prä-

sidialrat sollte aus Sicht der Politik genug sein. Wir 

konnten den Entscheidungsträgern jedoch vermit-

teln, dass Mitwirkungsrechte nicht etwa Machtverlust 

bedeuten, sondern ein Mittel zur Qualitätssteigerung 

sind, da auch in der freien Wirtschaft Unternehmen 

mit einem konstruktiven Miteinander von Leitung und 

Betriebsrat regelmäßig die erfolgreicheren Unter-

nehmen sind. Weil wir eine Qualitätssteigerung der  

justizorganisatorischen Entscheidungen erreichen 

wollten, hatten wir bei den anderen Bundesländern 

deren Systeme erfragt. In einer Synopse haben wir 

die verschiedenen Systeme einander gegenüberge-

stellt und die jeweiligen Vor- und Nachteile aufgezeigt. 

Das hieraus von uns entwickelte System wurde dann 

auch – mit wenigen Änderungen – übernommen. Ein 

wesentliches Kennzeichen war dabei, dass die Berei-

che der Staatsanwaltschaften und der Gerichte ge-

meinsam in einem Gremium gebündelt werden. Dies 

hat sich aus unserer Sicht als großer Erfolg erwiesen, 

denn der Landesrichter- und Staatsanwaltsrat hat sich 

gerade mit Blick auf den Bereich der Digitalisierung als 

wichtige Institution gezeigt. In diesem sind wir aktuell 

mit 6 von 10 Mitgliedern und 11 von 16 Stimmen ver-

treten. Unsere Mitglieder prägen wesentlich die Arbeit, 

sind beständige Mahner, wenn es um Mängel z. B. 

an der E-Akte geht, und Garant dafür, konsequent die 

Verbesserung der Leistungsfähigkeit einzufordern. Die 

Dienstvereinbarung zur E-Akte gäbe es ohne dieses 

Gremium nicht.

Als es noch keine Stufenvertretung gab, haben wir 

mehrfach eine Befragung der Kolleginnen und Kol-

legen zu den Fachanwendungen gefordert. Mit die-

sem Ansinnen hat uns das Ministerium lange Zeit 

regelrecht abtropfen lassen. Daraufhin haben wir die 

Umfrage selbst durchgeführt. Wir entwickelten einen 

Fragebogen, versandten diesen im ganzen Land, 

werteten die Ergebnisse aus und veröffentlichten sie. 

Nach Veröffentlichung unserer Ergebnisse konnte 

auch das Ministerium die Erkenntnisse nicht mehr ig-

norieren und brachte später selbst eine Studie auf den 

Weg. Als dann die E-Akte eingeführt wurde, musste 

die erste Anwenderbefragung erneut zunächst vom 

Landesrichter- und Staatsanwaltsrat durchgeführt 

werden. Heute sind diese Evaluierungen – endlich – 

eine Selbstverständlichkeit und die Befragungen und 

Ergebnisse werden auf der Intranetseite veröffentlicht.

Und schließlich ist es die Besoldung, die immer wieder 

im Zentrum unserer Arbeit steht. Hier gibt es eine per-

manente Unterstützung durch den DRB in Berlin mit 

einer großen Fachkompetenz. Es war unser Verband, 

der Klagen vor den Verwaltungsgerichten bis hin zum 

Bundesverfassungsgericht ermöglicht hat und der er-

folgreich für unsere Interessen diese Prozesse beglei-

tet hat. Erst wurden wir auch hier belächelt „… Wir 
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finden es ja schön, dass Sie sich für die Interessen der 

Kollegen einsetzen, aber meine Güte, gleich verfas-

sungswidrig, hätten Sie das nicht eine Nummer klei-

ner gehabt?“ Nein, leider nicht. Leider deswegen, weil 

man die verfassungsrechtlichen Vorgaben missachtet 

hatte (die aktuelle Regierung ist auf dem besten Weg, 

dies erneut zu tun). Gelegentlich lautet die Antwort auf 

die Forderung nach einer verfassungsgemäßen Besol-

dung, dass wir doch sagen mögen, woher man die 

Mittel nehmen solle. Wer aber als Politiker nicht weiß, 

wie er oder sie eine verfassungsgemäße Besoldung 

bewirken und finanzieren können soll, hätte sich nicht 

um das Amt bewerben dürfen, das er oder sie jetzt 

innehat. Eine solche Antwort belegt vielmehr die be-

wusste Inkaufnahme der Verfassungswidrigkeit; man-

chem würde das als Nachweis für bedingt vorsätzli-

ches Handeln ausreichen. Unser Verband hat sich in 

den vergangenen Jahren konsequent gegen ein sol-

ches Verhalten gewandt; letztlich sind wir mit dieser 

Konsequenz zu einem wichtigen Gesprächspartner 

geworden, auch für das Finanzministerium und für 

das Staatsministerium. Durch die Mitgliedsbeiträge 

unserer Kolleginnen und Kollegen waren und sind wir 

auch in der Lage, nötigenfalls gerichtliche Verfahren 

zu beschreiten, um unsere berechtigten Interessen zu 

vertreten und durchzusetzen. Die für unsere Mitglieder 

äußerst lukrativen Vereinbarungen mit einem großen 

Versicherungskonzern und einer Rechtsschutzver-

sicherung verstärkt diese Position zusätzlich. Unser 

Verband hat gezeigt, dass wir in Fragen der Besol-

dung, insbesondere in der Frage der verfassungsmä-

ßigen Besoldung eine starke Kraft sind, die in der Lage 

ist, auf die insoweit mitunter bräsige Selbstgefälligkeit 

der politisch Verantwortlichen erfolgreich zu reagieren.

Gelegentlich geraten einzelne Kolleginnen und Kolle-

gen zu Unrecht in den Fokus medialen Interesses. Wir 

nehmen diese Darstellungen häufig als überzogen, 

unsachlich und persönlich sowie nicht selten die Un-

abhängigkeit angreifend wahr. In solchen Konstellatio-

nen sind wir stets bereit, den Kolleginnen und Kollegen 

helfend zur Seite zu stehen. Aber vor allem fragen wir 

sie zuerst, ob eine öffentliche Unterstützung durch uns 

gewünscht ist. Denn wir wollen nicht uns selbst medial 

hervorheben, auf Kosten der ohnehin beeinträchtigten 

Kolleginnen oder Kollegen. Manche Presseerklärung 

ist daher im Entwurfsstadium geblieben, im Interesse 

unseres Mitgliedes. 

In die Zeit meiner Mitgliedschaft in unserem Verband 

fiel auch auf Bundesebene eine Vielzahl von wichti-

gen Leistungen und Erfolgen für uns alle: Neben der 

Vermittlung eines auf unsere Berufsgruppen ange-

passten – und insoweit nahezu konkurrenzlosen – 

Versicherungspaketes sind dies vor allen Dingen eine 

deutlich größere mediale Präsenz auf Bundesebene, 

die Fortentwicklung medialer Kompetenz auch in den 

Landesverbänden, die Vertretung auf internationaler 

Ebene und das Besetzen wichtiger Themen. So wäre 

der „Pakt für den Rechtsstaat“ – als ein Beispiel unter 

vielen – ohne den Deutschen Richterbund nicht vor-

stellbar. 

Vollständig ist diese Darstellung natürlich nicht. Auch 

die Mitarbeit bei der Erweiterung der Mitwirkung bei 

den Abordnungen an Obergerichte durch den Präsidi-

alrat oder die umfangeiche Mitwirkung bei der Einfüh-

rung oder Weiterentwicklung von PEBB§Y verdienen 

zumindest eine kurze Erwähnung. Es ist dabei nicht 

die Lautstärke oder die Heftigkeit, mit der unser Ver-

band sich zu Wort meldet, jedenfalls nicht bei jeder 

Gelegenheit. Heftigkeit nutzt sich schnell ab und hat 

zwar manchmal eine plakative Innenwirkung, aber 

wirkliche Ergebnisse sind damit nicht erzielt. In der 

von mir überblickten Zeit war unser Verband außeror-

dentlich erfolgreich und hat eine Reihe von sehr kon-

kreten Erfolgen erreicht. Dabei ist das Handeln nicht 

immer laut, vielleicht auch nicht immer schnell, aber 

mit spürbaren Folgen und – hier passt das Wort nun 

wirklich – mit nachhaltigen, positiven Auswirkungen 

auf die Kolleginnen und Kollegen und letztlich auf das 

Ansehen der Justiz insgesamt. 

Auch wenn ich selbst gerne mehr Schnee hätte: Ver-

antwortungsvolle Kolleginnen und Kollegen in den Mit-

wirkungsgremien, erfolgreiche Entwicklung verbesser-

ter Stellen, Stärkung der Rechte von Staatsanwälten 

und Staatsanwältinnen, Schaffung einer Stufenvertre-

tung, erfolgreiches Eintreten für eine verfassungsmä-

ßige Besoldung: Mitglied in unserem Verband zu wer-

den und zu bleiben, einem Verband, der Kolleginnen 

und Kollegen solidarisch und erfolgreich hilft und ihre 

Interessen vertritt, war, ist und bleibt richtig und wich-

tig. Es ist ein gutes Zeichen, bei uns Mitglied zu sein, 

– werden Sie es und ermutigen Sie andere!

Matthias Grewe

MITGLIEDSCHAFT
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„Der beste Weg, die Zukunft vorauszusagen, 

ist, sie zu gestalten.“

Abraham Lincoln

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die von unserem ehemaligen Landesvorsitzenden 

Matthias Grewe in diesem Heft beschriebene Arbeit 

führen wir im geschäftsführenden Vorstand fort. Mit 

großer Freude und viel Engagement sind wir immer 

wieder aufs Neue bestrebt, für Sie wahrnehmbare 

Verbesserungen Ihrer beruflichen Tätigkeit und für die 

Justiz insgesamt zu erreichen. 

Einiges ist uns bereits gelungen: Unter anderem ha-

ben wir auf dem von uns finanzierten und begleiteten 

Rechtsweg die vom Bundesverfassungsgericht fest-

gestellte Rechtswidrigkeit des „Assessorenabzugs“ 

bei der Besoldung erreicht und anschließend mit 

Nachdruck – und überwiegend mit Erfolg – gefordert, 

dass Nachzahlungen für den gesamten Wirkungszeit-

raum der Besoldungsabsenkung geleistet werden. 

Auch dank unserer Initiative und unserer unermüd-

lichen Forderungen gibt es heute keine Diskussion 

mehr über die zeit- und systemgleiche Anpassung 

unserer Besoldung an die erzielten Tarifergebnisse. 

Und ganz aktuell arbeiten wir daran, über die Ko-

operation mit dem Seniorenverband des öffentlichen 

Dienstes die Mitgliedschaft in unserem Verein für Pen-

sionäre noch attraktiver zu machen. 

Gerade im besoldungsrechtlichen Bereich ist in die-

sen Zeiten – mit Blick auf die von der Landesregie-

rung geplante Reform der Besoldungsstruktur – ein 

starker Berufsverband so wichtig wie selten zuvor. 

Angesichts der globalen Entwicklung werden sich 

die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

in nächster Zeit und über Jahre hinaus infolge der 

Lasten aus der Corona-Pandemie und dem Ukrai-

ne-Krieg verschlechtern. Das Ringen um die sachli-

che und personelle Ausstattung der Justiz und unsere 

angemessene Besoldung wird deshalb an Intensität 

zunehmen und uns dauerhaft fordern. Das gilt in glei-

cher Weise zum Beispiel für die Entwicklungen bei der 

E-Akte und für die Gewinnung von hochqualifiziertem 

Nachwuchs vor dem Hintergrund der auf uns zurol- 

lenden Pensionierungswelle. 

Wir vertreten Sie

Bei diesen und zahlreichen weiteren Themen vertre-

ten wir Ihre beruflichen Interessen in Baden-Würt-

temberg. Als Stimme der dritten Gewalt geben wir 

Stellungnahmen zu rechts- und justizpolitischen Vor-

haben auf Landesebene ab und achten darauf, dass 

neue Regelungen wohlüberlegt und praxistauglich 

sind. Wir sind Gesprächspartner für Vertreter der Lan-

desregierung, des -parlaments und zahlreichen weite-

ren berufsständischen Gremien. Auch in den Medien 

erheben wir immer wieder unsere Stimme, um die 

Arbeit der Justiz in der Öffentlichkeit zu erläutern, An-

griffe auf die richterliche Unabhängigkeit abzuwehren 

und unseren Berufsgruppen Gehör zu verschaffen.

Wir informieren Sie

Wir halten Sie auf dem Laufenden zu justizpolitischen 

Themen auf Bundes- und auf Landesebene sowie zu 

Fragen, die Sie in Ihrem beruflichen Umfeld über Ihre 

tägliche Arbeit hinaus betreffen: Und zwar unter ande-

rem über die Internet-Seiten des DRB (www.drb.de) 

und unseres Landesverbandes (www.drb-bw.de), die 

Deutsche Richterzeitung, das Mitteilungsheft und den 

jüngst wieder gestarteten vierteljährlichen Newsletter 

unseres Landesverbandes. 

Ergänzend lädt Ihre Bezirks- oder Fachgruppe Sie 

zu Treffen im Kollegenkreis oder zu an Fachthemen 

gebundenen Begegnungen und Diskussionen ein. 

Zu Veranstaltungen anderer Bezirksgruppen sind Sie 

ebenfalls herzlich eingeladen. Auch wenn die Coro-

na-Pandemie derartige Treffen und Veranstaltungen in 

den vergangenen beiden Jahren erheblich erschwert 

bis unmöglich gemacht hat, hoffen wir auf ein baldi-

ges Wiederaufleben dieser gewinnbringenden Zu-

sammenkünfte.

WARUM EIGENTLICH EINE MITGLIEDSCHAFT IN DIESEM VEREIN?

ANMERKUNGEN ZUM BEITRAG VON  

MATTHIAS GREWE

MITGLIEDSCHAFT
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Wir stehen Ihnen zur Seite

Unser Verband unterstützt und berät Sie, wenn Sie 

sich im beruflichen Kontext wehren müssen, – etwa 

wenn Sie beleidigt oder verleumdet werden oder 

wenn Ihre Rechte missachtet werden (z. B. durch 

rechtswidrige Beihilfekürzungen oder Beurteilungen). 

Wenn ein übergeordnetes Interesse vorliegt, gewährt 

der Verband im Einzelfall Rechtsschutz für ein not-

wendiges Gerichtsverfahren. 

Wir bieten Ihnen Schutz

Sie sind vom ersten Tag Ihrer Mitgliedschaft über un-

seren Verein automatisch und ohne weitere Kosten 

basisversichert (Schlüsselverlust, Diensthaftpflicht, 

Vermögensschäden). Darüber hinaus haben Sie die 

Möglichkeit, über uns zu günstigen und für unsere Be-

rufsgruppen speziell angepassten Konditionen einen 

weitergehenden Schutz vor der Inanspruchnahme für 

Vermögensschäden sowie einen umfassenden beruf-

lichen und privaten Rechtsschutz abzuschließen.  

Nähere Informationen dazu finden sie auf der Inter-

net-Seite unseres Vereins (www.drb-bw.de) unter der 

Rubrik „Vorteile für Mitglieder“.

Nehmen Sie teil!

Beteiligung und gute Interessenvertretung – das sind 

wir alle. Auf Ihre Meinung kommt es uns an! Wir be-

mühen uns täglich, Ihre Interessen im Sinne aller Kol-

leginnen und Kollegen mit Nachdruck zu vertreten. 

Dafür sind wir auf Ihre Rückmeldung und Ihre Mithilfe 

angewiesen: Wir sind jederzeit offen für konstruktive 

Anmerkungen und Hinweise. Zugleich freuen wir uns 

über Ihr Interesse an unserer Arbeit und Ihren Beitrag. 

Natürlich nehmen wir auch Kritik von Ihnen sehr ernst 

oder freuen uns über positives Feedback. Wir laden 

Sie herzlich ein, an der Diskussion zu justizpolitischen 

Themen teilzunehmen und an der Weiterentwicklung 

von Ideen mitzuwirken.

Sprechen Sie uns an! 

Für den geschäftsführenden Vorstand:
Hanna Kühl

IT-INFRASTRUKTUR UND RICHTERLICHE UNABHÄNGIGKEIT

FÜHLEN SIE SICH BEOBACHTET?

Was hat unsere IT-Infrastruktur mit der richterlichen 

Unabhängigkeit oder dem Legalitätsprinzip der 

Staatsanwaltschaft zu tun, wird sich mancher fragen. 

Sie ist ein heute nicht mehr wegzudenkendes Arbeits-

mittel. Dennoch: Es besteht politischer Handlungs-

bedarf zum Schutz der richterlichen Unabhängigkeit, 

auch wenn wir uns subjektiv nicht beobachtet fühlen. 

Vielen werden die vielfältigen Möglichkeiten der Beob-

achtung und Überwachung überhaupt nicht bewusst 

sein.

Privat haben sich nahezu alle damit abgefunden, dass 

ihre Smartphones und Computer fortlaufend dazu 

verwendet werden, sie auszuspionieren und zu pro-

filieren. Abhilfe schafft nur, auf das Smartphone oder 

die schicken Apps gänzlich zu verzichten. Wer will 

das schon?

Sind wir bei unserer Arbeit bei Gericht oder Staats-

anwaltschaft auch so gläsern? Sind wir damit einver-

standen? Ein aktuelles Beispiel gibt zum Nachdenken 

Anlass: Als die Staatsanwaltschaft Berlin im Februar 

2021 gegen Attila Hildmann, einen bekannten Koch-

buchautor, der u. a. in der Querdenker-Szene aktiv 

war, einen Haftbefehl (wohl wegen Volksverhetzung, 

Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, öffentli-

cher Aufforderung zu Straftaten1) beantragte, erfuhr 

1 �https://de.wikipedia.org/wiki/Attila_Hildmann, abgerufen am 
26.03.2022, 16:00 Uhr
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Hildmann von dem Erlass noch vor der Staatsan-

waltschaft. Es wurde später eine Mitarbeiterin der 

IT-Abteilung der Generalstaatsanwaltschaft als mut-

maßliche Täterin ermittelt, die aufgrund ihrer Tätigkeit 

technischen Zugriff auf den Haftbefehl hatte und eine 

Kopie an Hildmann oder seine Vertrauten weitergelei-

tet haben soll.

Wir dürfen uns nichts vormachen: Alles, was wir mit 

Hilfe des Dienstcomputers machen, kann theoretisch 

sofort von einer anderen Person wahrgenommen, 

ausgewertet und weitergegeben oder auch unter-

drückt werden. Bereits die Anlage eines Verfahrens zu 

einer bestimmten Person im Fachverfahren, die Ab-

speicherung eines Entwurfs für ein Urteil oder einen 

Durchsuchungsbeschluss auf unseren Laufwerken P 

und H sind ebenso auswertbar wie die E-Mail-Kom-

munikation innerhalb der Kammer über ein bestimm-

tes Verfahren, der persönliche Browserverlauf, mit 

dessen Hilfe alle Internetseiten, die wir aufgesucht 

haben, rekonstruiert werden können, oder die Com-

puternutzungszeiten. 

Wer kann auf alle diese Daten zugreifen und wer kann 

daran ein Interesse haben? Im Fokus stehen in erster 

Linie die Systemadministratoren, deren Zugriffsmög-

lichkeiten letztendlich nicht vollständig begrenzt wer-

den können. In zweiter Linie sind aber auch Personen 

in den Blick zu nehmen, die auf die Administratoren 

auf legale Art (z. B. als Justizministerin, Innenminister, 

Gerichtspräsidentin, LOStA) oder illegal (z. B. durch 

Erpressung im Bereich der organisierten Kriminalität, 

Hacking) Einfluss nehmen können. So könnte – rein 

theoretisch – ein Datenbankadministrator, der privat 

eine illegale Internet-Plattform betreibt, durch unmit-

telbare regelmäßige Datenbankabfragen herausbe-

kommen, ob gegen die Plattformbetreiber oder gar 

gegen ihn persönlich Ermittlungen laufen. Auf Wei-

sung eines Justizministers könnte die BITBW mittei-

len, ob gegen einen Parteifreund Ermittlungsmaß-

nahmen bevorstehen. Ein LOStA könnte die BITBW 

veranlassen herauszufinden, zu welchen Zeiten ein 

zu beurteilender Staatsanwalt sich am Computer an- 

und abmeldet oder wie häufig er Online-Kommentare 

nutzt. Die Liste der Maßnahmen lässt sich beliebig 

fortsetzen. Theoretisch sind wir gläsern.

Das kann uns nicht gleichgültig sein. Wenn mein Haft-

befehl in einem öffentlichkeitswirksamen Fall durch-

gestochen wird, gerate ich als Richter oder Staats-

anwalt selbst in den Verdacht des Geheimnisverrats. 

Auch meine Mitarbeitenden werden verdächtig. Nicht 

nur die unerlaubte Weitergabe ist kritisch, auch die 

Unterdrückung. In meiner Kammer sind zwei Fälle 

aufgetreten, in denen uns über beA eingegangene 

elektronische Dokumente nicht erreicht haben. Es 

waren jeweils Beschwerderücknahmen, deren Kennt-

nis uns die aufwändige Abfassung der Entscheidun-

gen erspart hätte. Auf Nachfrage ließ sich nicht mehr 

ermitteln, wer die Löschung veranlasst hat, weil diese 

mehr als zwei Wochen zurücklag. Das ist nur ärger-

lich. Werden aber ein Eilantrag oder ein wichtiges Do-

kument „abgefangen“ oder aus technischen Gründen 

nicht vorgelegt oder werden gerichtliche Dokumente, 

z. B. ein Abschiebestopp, nicht weitergeleitet, können 

der Rechtsschutz verkürzt werden und Schaden ent-

stehen. Erneut stehen wir Entscheider*innen als erste 

im Fokus der Nachforschungen und unter Rechtferti-

gungsdruck.

Wenn wir kein Vertrauen in unsere IT-Infrastruktur und 

deren Betreiber haben, können wir uns gehindert 

fühlen, unser Arbeitsmittel effektiv einzusetzen. Wir 

würden dann in unserer richterlichen und staatsan-

waltschaftlichen Arbeit behindert. Deswegen hat die 

IT-Infrastruktur etwas mit dem Legalitätsprinzip der 

Staatsanwaltschaft und der richterlichen Unabhängig-

keit zu tun, deren Reichweite der Bundesgerichtshof 

und das Bundesverfassungsgericht in einem Fall aus 

Hessen beleuchtet haben. Die hessischen Richterkol-

legen hatten beim Dienstgericht mit dem Ziel geklagt, 

die Übertragung des Betriebs und der Administration 

des EDV-Netzes der hessischen Justiz auf die zum Fi-

nanzressort gehörende hessische Zentrale für Daten-

verarbeitung (vergleichbar mit der BITBW) wegen der 

damit verbundenen Beeinträchtigung der richterlichen 

Unabhängigkeit für unzulässig zu erklären. Die Klagen 

hatten beim hessischen Dienstgerichtshof für Richter 

am OLG Frankfurt teilweise Erfolg, nämlich soweit 

mit der Übertragung die Einsichtsmöglichkeit der 

Dienstaufsicht oder anderer Stellen in vorbereitende, 

noch nicht für die Öffentlichkeit bestimmte Dokumen-

te verbunden war. Die weitergehende Revision zum 

IT
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Bundesgerichtshof2 sowie die anschließende Verfas-

sungsbeschwerde blieben erfolglos. Das Bundes-

verfassungsgericht3 hat im Rahmen seines Nichtan-

nahmebeschlusses wichtige Konkretisierungen zur 

richterlichen Unabhängigkeit im Zusammenhang mit 

der IT-Nutzung beigesteuert, die auszugsweise hier 

wiedergegeben werden sollen:

„Die so umschriebene sachliche Unabhängigkeit ist 

gewährleistet, wenn der Richter seine Entscheidun-

gen frei von Weisungen fällen kann, wobei Art. 97 

Abs. 1 GG jede vermeidbare auch mittelbare, subtile 

und psychologische Einflussnahme der Exekutive auf 

die Rechtsstellung des Richters verbietet. Eine derar-

tige verbotene Einflussnahme kann auch dann vorlie-

gen, wenn ein besonnener Richter durch ein Gefühl 

des unkontrollierbaren Beobachtetwerdens (…) von 

der Verwendung der ihm zur Erfüllung seiner richterli-

chen Aufgaben zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel 

abgehalten würde.

Gemessen hieran ist gegen die angegriffenen Ent-

scheidungen verfassungsrechtlich nichts zu erinnern. 

Wie der Bundesgerichtshof in nicht zu beanstanden-

der Weise darlegt, besteht für die Beschwerdeführe-

rin kein Anlass, allein wegen der Zentralisierung der 

elektronischen Datenverarbeitung vernünftigerweise 

von der Verwendung ihres Dienstcomputers oder des 

EDV-Netzes der hessischen Justiz Abstand zu neh-

men.

Die Exekutive und sonstige Dritte verfügen – jeden-

falls nach den in der angegriffenen Entscheidung des 

hessischen Dienstgerichtshofs für Richter formulierten 

Bedingungen für die Überlassung der Verwaltung des 

EDV-Netzes der Hessischen Justiz an die hessische 

Zentrale für Datenverarbeitung – über keine Zugriff-

serlaubnisse hinsichtlich der von der Beschwerde-

führerin für ihre dienstlichen Aufgaben verwendeten 

Daten. Die einzelnen Systemadministratoren einge-

räumten Zugriffsrechte sind streng limitiert und be-

schränken sich auf Maßnahmen, die zum Funktio-

nieren des EDV-Netzes betriebsnotwendig sind. Die 

Weitergabe richterlicher Dokumente an die Exekutive 

oder an Dritte ist den Administratoren untersagt. Auch 

2 BGH, Urteil vom 06. Oktober 2011 – RiZ (R) 7/10 –, juris

3 �BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 17. Januar 2013 – 2 
BvR 2576/11 –, Rn. 8 ff., juris

die Speicherung und Weitergabe sogenannter Meta-

daten richterlicher Dokumente wie Autor und Erstel-

lungszeitpunkt sind unzulässig, soweit nicht der kon-

krete Verdacht eines Missbrauchs des EDV-Netzes zu 

dienstfremden Zwecken besteht.

Anhaltspunkte dafür, dass die einzelnen Administra-

toren des EDV-Netzes eröffneten faktischen Zugriffs-

möglichkeiten ohne entsprechende Erlaubnis und 

gegen den Willen der Beschwerdeführerin zu Aus-

forschungen ihrer Tätigkeit, zur inhaltlichen Kontrolle 

richterlicher Dateien oder gar zur Manipulation von 

Dokumenten genutzt werden könnten, vermochten 

weder die Fachgerichte zu erkennen noch werden 

solche Anhaltspunkte von der Beschwerdeführerin 

vorgetragen. Es spricht auch nichts dafür, dass die 

unter Beteiligung von Vertretern der Richterschaft 

ausgeübte Kontrolle der Einhaltung der einen Zugriff 

auf richterliche Daten verbietenden Vorschriften nicht 

ausreichen könnte, um deren Befolgung dauerhaft 

und effektiv sicherzustellen.“

Verkürzt lässt sich dies dahingehend zusammenfas-

sen, dass Organisationsregelungen mit Zugriffsverbo-

ten für die Exekutive einerseits sowie die Einrichtung 

einer effektiven Kontrolle unter Beteiligung von Vertre-

tern der Richterschaft andererseits erforderlich sind, 

um der Richterschaft keinen Anlass zu geben, sich 

unkontrollierbar beobachtet zu fühlen und deswegen 

von der Nutzung der IT-Infrastruktur abzusehen. Dies 

war unter anderem die Geburtsstunde der IT-Kontroll-

kommission.

Die hessischen Regelungen sowie die hierzu ergan-

genen Gerichtsentscheidungen haben die Justiz-

verwaltungen als Grundlage genommen, um bei der 

Übertragung ihrer IT-Infrastruktur auf private oder 

öffentliche Betriebe entsprechende Regelungen zu 

treffen. Besonders gründlich und nahezu vorbildlich 

wurden in Schleswig-Holstein und Hamburg spezi-

elle Justiz-IT-Gesetze erlassen4. Mit Gesetzesrang 

wurde hier die gesamte Exekutive einschließlich de-

ren Auftragnehmer verpflichtet, die Funktionsfähigkeit 

4 �IT-Gesetz für die Justiz des Landes Schleswig-Holstein (ITJG) 
vom 26. April 2016, GVOBl. SH 2016,122; Gesetz über den 
Einsatz der Informations- und Kommunikationstechnik bei 
Gerichten und Staatsanwaltschaften der Freien und Hanse-
stadt Hamburg (HmbITJG) vom 23. Oktober 2019, HmbGVBl. 
2019, 343
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und die sonstigen Belange der Justiz, namentlich die 

richterliche Unabhängigkeit, die sachliche Unabhän-

gigkeit der Rechtspfleger und das Legalitätsprinzip 

der Staatsanwaltschaft zu erhalten. Jegliche Einsicht-

nahme in die Tätigkeit der Justiz durch die Exekutive 

wurde untersagt, von eng begrenzten Ausnahmen 

zum Zwecke der Dienstaufsicht abgesehen. Es wur-

de eine starke IT-Kontrollkommission, bestehend aus 

Vertretern der Richter- und Staatsanwaltschaft sowie 

der Rechtspfleger*innen, eingerichtet, die unmittelba-

re Auskunfts- und Einsichtsrechte hat und die über 

sicherheitsrelevante Vorfälle sowie bei der unbefugten 

Öffnung von Dokumenten unmittelbar zu informieren 

ist.

In Baden-Württemberg wurde der Betrieb der IT-In-

frastruktur für die gesamte Landesverwaltung ein-

schließlich des Justizministeriums und der Gerichte 

und Staatsanwaltschaften auf die BITBW übertragen, 

die eine Landesoberbehörde im Geschäftsbereich 

des Innenministeriums ist. Aus diesem Anlass wurde 

2015 das Gesetz zur Errichtung der Landesoberbe-

hörde IT Baden-Württemberg (BITBWG), GBl. 2015, 

326, erlassen. Die Regelungen in Baden-Württem-

berg bleiben leider deutlich hinter den Regelungen in 

Schleswig-Holstein und Hamburg zurück und bedür-

fen einer Erweiterung, um den verfassungsrechtlichen 

Anforderungen zur Wahrung der richterlichen Unab-

hängigkeit gerecht zu werden. 

Es mangelt bereits an einem klaren an die Exekuti-

ve einschließlich des Justizministeriums gerichteten 

Verbot, in Daten der Justiz einschließlich etwaiger 

Entwürfe Einsicht zu nehmen. Das BITBW-Gesetz 

ist kein spezielles Gesetz zum Schutze der Justiz. Es 

setzt – anders als die Gesetze in Schleswig-Holstein 

und Hamburg – nicht bei der richterlichen Unabhän-

gigkeit gegenüber jeglichen Maßnahmen der Exeku-

tive an, sondern beschränkt sich auf die Tätigkeit der 

BITBW für die Justiz. So unterstellt es die BITBW der 

Fachaufsicht des Justizministeriums und überlässt in 

der zugehörigen Verwaltungsvorschrift5 dem Minis-

terium, die Zulässigkeit von Maßnahmen der BITBW 

5 �Nr. 2.3.1 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums der Justiz 
und für Europa über die Fachaufsicht der Justiz über die 
Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg und die 
Geschäftsordnung der IT-Kontrollkommission gemäß § 1 
Absatz 3 Satz 4, Absatz 5 Satz 1 und 2 sowie Absatz 6 
BITBWG (VwV IT-Kontrolle Justiz), Die Justiz 2016, 333

in Betriebskonzepten zu vereinbaren. Da derartige 

Betriebskonzepte aus Sicherheitsgründen vertrau-

lich sind, bleibt es für die Richter- und Staatsanwalt-

schaft intransparent, welche Rechte und Pflichten die 

BITBW in Bezug auf die Daten der Justiz hat. Maß-

nahmen des Justizministeriums selbst in Bezug auf 

BITBW, beispielsweise Weisungen zur Überwachung 

einzelner Richter*innen oder zur inhaltlichen Analyse 

von Daten der Justiz, unterliegen keiner Kontrollmög-

lichkeit. Defizitär ist zudem die Ausstattung der Be-

fugnisse der durch das BITBW-Gesetz eingerichteten 

IT-Kontrollkommission. Ihr wurden nur vollkommen 

unbestimmte „Mitwirkungsrechte“ im Rahmen der 

Fachaufsicht eingeräumt, während in Bezug auf die 

BITBW allein das Justizministerium und – auf „Verfah-

rensdaten“ beschränkt – die Gerichte und Staatsan-

waltschaften handlungsbefugt bleiben und eine Kon-

trolle der Maßnahmen des Justizministeriums selbst 

überhaupt nicht stattfindet. Beispielsweise kann die 

IT-Kontrollkommission rechtlich nicht von sich aus 

die BITBW veranlassen, Auskünfte über etwaige Zu-

griffe von BITBW auf Entscheidungsentwürfe des für 

Verfassungsschutzrecht zuständigen VGH-Senats zu 

erteilen, oder das Justizministerium dazu zwingen, 

diese einzuholen. Sie hat nicht die Befugnis, Stichpro-

benkontrollen zu veranlassen, um die Umsetzung der 

Zugriffs- und Protokollierungsregeln zu prüfen.

Die Frage, wie verfassungskonforme Organisations-

regeln und Kontrollmöglichkeiten gegenüber der Ex-

ekutive zum Schutz der richterlichen Unabhängigkeit 

auszusehen haben, führt zurück zur modifizierten 

Ausgangsfrage, ob Sie sich beobachtet fühlen „dür-

fen“. Gegenwärtig finden Sie in den Ihnen zugängli-

chen Quellen keinen Grund zur Annahme, dass Sie 

nicht beobachtet werden und dass es einem Admi-

nistrator nicht möglich ist, Ihre Entscheidungen vor-

herzusehen oder diese unerlaubt weiterzugeben oder 

zu unterdrücken. Auch haben Sie keinen Grund zur 

Annahme, Ihr Behördenvorstand oder die Justizminis-

terin könnten nicht ihre Möglichkeiten missbrauchen, 

über Datenbankauswertungen Ihr Nutzungsverhal-

ten, Ihre Arbeitsmethoden oder Ihre Entwürfe aus-

zuwerten. Um keine Missverständnisse aufkommen 

zu lassen: Bis jetzt sehe ich umgekehrt auch keinen 

Anlass zu der Annahme, das Justizministerium oder 

die Mitarbeitenden der BITBW würden von den theo-

retischen Möglichkeiten der Einsichtnahme in die Do-
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kumente und Daten unbefugten Gebrauch machen. 

Als Mitglied des Landesrichter- und -staatsanwaltsrat 

und Ersatzmitglied der IT-Kontrollkommission nehme 

ich im Gegenteil ein hohes Berufsethos bei den im Mi-

nisterium arbeitenden Kolleginnen und Kollegen wahr, 

denen die Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit 

und des Legalitätsprinzips sehr wichtig ist. Allerdings 

muten die gegenwärtigen Regelungen zum IT-Betrieb 

uns eine Blackbox zu, die uns faktisch ein blindes Ver-

trauen zu den derzeit handelnden Personen abnötigt. 

Es fehlen transparente Regelungen und eine effektive 

Kontrollmöglichkeit durch die Richter- und Staatsan-

waltschaft, die Vertrauen begründen können und das 

„Gefühl des unkontrollierbar Beobachtetwerdens“ 

nicht aufkommen lassen.

Vertrauen können nur Transparenz einerseits und ef-

fektive Kontrollmöglichkeiten andererseits schaffen. 

Was die Exekutive einschließlich der Justizministerin 

und der Leitungen der Gerichte und Staatsanwalt-

schaften dürfen und was ihnen verboten ist, gehört 

in ein verbindliches Gesetz. Dies gilt insbesondere, 

wenn auch das Justizministerium selbst Normad-

ressat und nicht durch eine Verwaltungsvorschrift 

Normgeber sein soll. Zugriffsbefugnisse auf der 

Ebene von geheimen Betriebskonzepten oder leicht 

änderbaren Verwaltungsvorschriften zu regeln – das 

schafft keine Transparenz oder Vertrauen. Zudem 

sollten die Kontrollmöglichkeiten durch die Richter- 

und Staatsanwaltschaft deutlich ausgebaut werden. 

Wir benötigen eine unabhängige, mit ausreichenden 

Ressourcen ausgestattete IT-Kontrollkommission. 

Diese muss unabhängig vom Justizministerium eige-

ne Auskunfts-, Einsichts- und Beanstandungsrechte 

haben. Auch sollten Weisungen der Exekutive (zu der 

auch das Justizministerium und die Behördenvor-

stände gehören), die zur Einsichtnahme oder Aus-

wertung von Daten der Justiz führen, dokumentiert 

und der IT-Kontrollkommission und den Betroffenen 

selbst zur Kenntnis gebracht werden müssen. Flan-

kierend bedarf es automatischer Monitoring-Systeme 

bei der BITBW, die verdächtige Zugriffe auf die Daten 

der Justiz protokolliert und sofort an das Justizmi-

nisterium und die IT-Kontrollkommission meldet. Die 

Mitglieder der IT-Kontrollkommission sollten zudem 

in technischer Hinsicht weitergebildet werden und 

sich externer fachlicher Unterstützung bedienen kön-

nen, um ihre Aufgaben so wahrnehmen zu können, 

dass die Kolleginnen und Kollegen ein berechtigtes 

Vertrauen in die Effektivität der Kontrolle gewinnen 

können. Schließlich sollte die IT-Kontrollkommission 

– unter Wahrung der Dienstgeheimnisse – berechtigt 

sein, justizöffentlich auf Defizite im System, die die 

richterliche Unabhängigkeit beeinträchtigen können, 

hinzuweisen. Dann bekommt die Richter- und Staats-

anwaltschaft objektiv Grund zur Annahme, dass ihre 

richterliche Unabhängigkeit und das Legalitätsprinzip 

gewahrt werden.

Spätestens die am 31.07.2023 endende Gültigkeit 

der Verwaltungsvorschrift VwV IT-Kontrolle bietet eine 

Gelegenheit, die baden-württembergischen Regeln 

auf den kritischen Prüfstand der richterlichen Unab-

hängigkeit und des Legalitätsprinzips zu stellen und 

das System neu zu konzipieren. Dabei muss man 

nicht das Rad neu erfinden, sondern kann sich an gu-

ten Beispielen aus Hamburg und Schleswig-Holstein 

orientieren. 

Zum Abschluss noch vorsorglich ein beruhigender 

Hinweis: Die IT-Kontrollkommission befindet sich in ei-

nem konstruktiven Dialog mit dem Justizministerium. 

Schon jetzt lassen uns einige Absicherungen, wie bei-

spielsweise automatische Protokolldateien nicht ganz 

schutzlos dastehen. Fachlich handelt es sich um eine 

herausfordernde Aufgabe, die nicht von heute auf 

morgen erledigt werden kann. Da die IT-Kontrollkom-

mission aber ein verwaltungsinternes Gremium ist, ist 

es Aufgabe der politisch agierenden Interessenvertre-

tungen, in einen Dialog mit der Landesregierung und 

dem Landtag zu treten, um sich für die Wahrung der 

richterlichen Unabhängigkeit und des Legalitätsprin-

zips innerhalb der IT-Infrastruktur stark zu machen.

Dietrich Brand

Vorsitzender Richter am Landgericht Stuttgart, 

Mitglied im Landesrichter- und -staatsanwaltsrat 

sowie Ersatzmitglied in der IT-Kontrollkommission

IT
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ANKÜNDIGUNGEN / VERSCHIEDENES

Wir freuen uns, mitteilen zu können, dass die auf der Mitgliederversammlung im Herbst 2021 beschlossene 

Namensänderung zwischenzeitlich im Vereinsregister eingetragen worden ist. Im Verkehr firmieren wir daher ab 

sofort als  

„Deutscher Richterbund Baden-Württemberg, Verband der 

Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsan-

wälte in Baden-Württemberg e. V. (DRB BW)“

Auf Dauer wollen wir nach außen unseren Verbandsnamen nicht in voller Länge etablieren, sondern medial ver-

stärkt mit dem Kürzel „Deutscher Richterbund Baden-Württemberg“ oder „DRB BW“ auftreten.

NEUER VEREINSNAME IM VEREINSREGISTER  
EINGETRAGEN

Die Mitgliederversammlung des Deutschen Richterbundes Baden-Württemberg e. V. (DRB BW) am

Freitag, den 24. Juni 2022 um 10.00 Uhr s.t.

im Veranstaltungssaal des Theaters Freiburg, Bertoldstraße 46, 79908 Freiburg

kündigen wir an und laden alle Mitglieder herzlich ein.

Vorläufige Tagesordnung

10.00 Uhr 	Verbandsinterner Teil

	 1. Begrüßung

	 2. Grußworte

	 3. Bericht des Vorsitzenden

	 4. Kassenbericht

	 5. Bericht des Kassenprüfers

	 6. Aussprache zu Nr. 3 bis Nr. 5

	 7. Bestellung des Kassenprüfers

	 8. Entlastung des Vorstandes 

	 9. Verschiedenes

13.30 Uhr	 Öffentlicher Teil

	 1. �Begrüßung und Ansprache des Lan-

desvorsitzenden

	 2. Grußworte

	 3. �Ansprache der Justizministerin des 

Landes Baden-Württemberg Gentges 

zu aktuellen justizpolitischen Themen

15.00 Uhr	� Festvortrag des Generalbundesan-

walts Dr. Peter Frank „Strafverfol-

gung in Zeiten des Terrorismus“

16.30 Uhr	 Ausklang

Anträge zur Tagesordnung können gemäß § 6 Abs. 2 der Satzung bis spätestens 6 Wochen vor der Mitglieder-

versammlung beim Vorsitzenden gestellt werden.

ANKÜNDIGUNG DER MITGLIEDERVERSAMMLUNG 2022

Deutscher Richterbund
Baden-Württemberg

Verband der Richterinnen und Richter,  
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte  
in Baden-Württemberg e. V.
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Ja, ich erkläre meinen Beitritt zum Deutschen Richterbund Baden-Württemberg, Verband der Richterinnen  
und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V. (DRB BW)

Name/Vorname:

Dienststelle:	 Dienstbezeichnung:

Straße:	 PLZ:	 Wohnort:

Geburtstag:	 Telefon:	 E-Mail:

 Assessor     	  Pensionär     	  Ehegatte eines Mitglieds     

	  ohne DRiZ	      Name des Mitglieds:

Ort, Datum 					     Unterschrift

Einzugsermächtigung der Mitgliedsbeiträge
(reguläre Mitgliedschaft 165,– €; Assessoren, längstens drei Jahre, 115,– €; Pensionäre 135,– €; Pensionäre 
ohne DRiZ 110,– €; Ehegatten von regulären Mitgliedern ohne DRiZ 110,– €; Ehrenmitglieder 80,– €)
Hiermit ermächtige ich den DRB BW widerruflich, den von mir zu entrichtenden Vereinsbeitrag alljährlich am 1. Juli 
eines Jahres zulasten meines Kontos im Lastschriftverfahren einzuziehen.

IBAN:							       BIC:

Name der Bank:

Kontoinhaber/-in:

Ort, Datum:				    Unterschrift:

Datenschutzbestimmungen:
Ich willige ein, dass der o. g. Verein als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung/Einzugsermächtigung erhobenen per-
sonenbezogenen Daten (Vorname, Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefon-Nr., E-Mail-Adresse, Mitgliedsstatus, Dienststelle, 
Bankverbindung, Eintrittsdatum) ausschließlich zum Zwecke der satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft, der Mitglie-
derverwaltung, des Beitragseinzugs und der Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein verarbeitet und nutzt. Eine 
Übermittlung von Daten an Dritte – namentlich an die Dachorganisation (DRB), den Zeitschriftenverlag (DRiZ) und an das Versi-
cherungsunternehmen im Zusammenhang mit dem mitgliedschaftlichen Versicherungsschutz – findet nur im Rahmen der in der 
Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum Zwecke der Organisation und Durchführung 
der Mitgliedschaft. Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen.  

 Ich willige – jederzeit widerruflich – darüber hinaus ein, dass meine Grunddaten (Vorname, Name, Geburtsdatum und Dauer 
der Vereinszugehörigkeit) auch nach Beendigung der Mitgliedschaft zu Dokumentations-/Archivzwecken beim Verein gespeichert 
bleiben.

Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, 
die zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied bei fehlerhaften Daten ein Kor-
rekturrecht. Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist: Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Baden-Württemberg, Kontaktdaten unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/.

Ort, Datum					     Unterschrift

Bitte senden an die Geschäftsstelle Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart 

BEITRITTSERKLÄRUNG

Deutscher Richterbund
Baden-Württemberg

Verband der Richterinnen und Richter,  
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte  
in Baden-Württemberg e. V.



Von der Überwachung der Probenentnahme bis zur Erstattung des Gutachtens bieten wir den gesamten Service für 
belastbare Abstammungsgutachten

 Organisation und Überwachung dokumentierter Probenentnahmen
 Zuverlässige und zeitnahe Informationen an das Gericht
 Weltweite Organisation richtlinienkonformer Probenentnahmen

Akkreditierte 
Abstammungs­
gutachten

Senden Sie Ihren Beweisbeschluss 
ganz einfach an:
 
Ihre Gutachter am Institut für Serologie und Genetik   

Prof. Dr. med. Jan Kramer,  
Dr. rer. nat. Armin Pahl,  
Dipl.-Biol. Stephanie Lobach

Lauenburger Str. 67
21502 Geesthacht 

Sie haben noch Fragen?
Kontaktieren Sie uns unter:  
T: 04152 ­ 80 31 62  
F: 04152 ­ 80 33 82  
E­Mail: info@abstammung.de
www.abstammung.de

Varianten der Abstammungs gutachten

Alle Gutachten sind richtlinienkonform gemäß  
§ 23 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 2b GenDG auf Basis von zwei  
DNA­Isolationen aus zwei Tupfern je Proband.

>  Basis­/Anfechtungsgutachten 390,­ €* 
Triofall, d. h. Kind, Mutter, möglicher Vater;  
Testumfang 17 Systeme

>  Komplettgutachten 580,­ €*
Kind, Mutter, sämtliche mögliche Väter;  
Testumfang 17 Systeme

>  Vollgutachten 690,­ €*
3­fach­Analyse, d. h. Triofall Kind, Mutter,  
möglicher Vater; Testumfang 31 Systeme 
 

* zzgl. MwSt. und ggf. Probenentnahmekosten
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